
Amtliches Mitteilungsblatt 
der Stadt Herzogenrath

 

34. Jahrgang                           Herzogenrath, den

Benutzungsordnung für die Sportplätze im Stadtgebiet Herzogenrath 

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung vom 13.12.2011 die Benutzungsordnung für die Sportplätze im Stadtgebiet 
Herzogenrath beschlossen. 

Die Benutzungsordnung gilt für alle im Stadtgebiet Herzogenrath befindlichen und im Eigentum der Stadt 
Herzogenrath stehenden Sportplätze und die dazugehörigen Dusch
 

(1) Die Stadt Herzogenrath stellt ihre Sportplätze in erster Linie Schule
sowie den ortsansässigen Sportvereinen für die Durchführung von Training, Meisterschaftsspielen und 
Wettkämpfen zur Verfügung.

 
(2)  An sonstige Interessengruppen und Vereinigungen oder auswärtige Nutzungsinteressenten werden

städtischen Sportplätze nachrangig vergeben.
 
(3) Eine Vergabe erfolgt nur auf Antrag.
 
(4) Ein Rechtsanspruch auf Überlassung des Sportplatzes besteht nicht.
 
(5) Das erteilte Recht auf Benutzung eines Sportplatzes kann weder ganz noch teilweise auf Dritte 

übertragen werden. 
 
(6) Auf der Spielfläche von Kunstrasen und Rasenplätzen sind ausschließlich Sportveranstaltungen 

zulässig, für die diese Plätze freigegeben wurden.

(1) Für die Nutzung durch ortsansässige Nutzer wird ein Energiekostenbeitrag gem
die Energiekostenbeteiligung von ortsansässigen Vereinen und Vereinigungen für die Nutzung 
städtischer Liegenschaften im Stadtgebiet erhoben.
 

(2) Für auswärtige Nutzer beträgt das Benutzungsentgelt pro Tag bei der Benutzung von 
a)  Kunstrasenplätzen  150,00 Euro
b)  Rasenplätzen  130,00 Euro
c)  Tennenplätzen  100,00 Euro.
 

(3) Bei Gruppen mit mehr als 30 Personen kann abweichend von Abs. 3 ein erhöhtes Benutzungsentgelt 
pro Tag vereinbart werden. 

(1) Die Dauernutzung der Sportplätze durch Schulen und für die Fußball
sich nach den gültigen Unterrichts
umfasst neben der Inanspruchnahme des Sportplatzes bzw. der leichtathlet
Benutzung der zum Sportplatz gehörigen Dusch
von Sportgeräten. 
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. Jahrgang                           Herzogenrath, den 19.12.2011 
 

Bekanntmachung Nr. 041/2011 
 

Benutzungsordnung für die Sportplätze im Stadtgebiet Herzogenrath 
 

Stadtrat hat in seiner Sitzung vom 13.12.2011 die Benutzungsordnung für die Sportplätze im Stadtgebiet 

§1  
Geltungsbereich 

 
gilt für alle im Stadtgebiet Herzogenrath befindlichen und im Eigentum der Stadt 

Herzogenrath stehenden Sportplätze und die dazugehörigen Dusch- und Umkleideeinrichtungen.

§2  
Widmung 

 
Die Stadt Herzogenrath stellt ihre Sportplätze in erster Linie Schulen zur Durchführung des Schulsports 
sowie den ortsansässigen Sportvereinen für die Durchführung von Training, Meisterschaftsspielen und 
Wettkämpfen zur Verfügung. 

An sonstige Interessengruppen und Vereinigungen oder auswärtige Nutzungsinteressenten werden
städtischen Sportplätze nachrangig vergeben. 

Eine Vergabe erfolgt nur auf Antrag. 

Ein Rechtsanspruch auf Überlassung des Sportplatzes besteht nicht. 

Das erteilte Recht auf Benutzung eines Sportplatzes kann weder ganz noch teilweise auf Dritte 

Auf der Spielfläche von Kunstrasen und Rasenplätzen sind ausschließlich Sportveranstaltungen 
zulässig, für die diese Plätze freigegeben wurden. 

§3  
Nutzungsentgelt 

 
Für die Nutzung durch ortsansässige Nutzer wird ein Energiekostenbeitrag gemäß den Richtlinien über 
die Energiekostenbeteiligung von ortsansässigen Vereinen und Vereinigungen für die Nutzung 
städtischer Liegenschaften im Stadtgebiet erhoben. 

Für auswärtige Nutzer beträgt das Benutzungsentgelt pro Tag bei der Benutzung von 
150,00 Euro 
130,00 Euro 
100,00 Euro. 

Bei Gruppen mit mehr als 30 Personen kann abweichend von Abs. 3 ein erhöhtes Benutzungsentgelt 
 

§4 
Nutzungsregeln 

 
der Sportplätze durch Schulen und für die Fußball- und Leichtathletikvereine regelt 

sich nach den gültigen Unterrichts-, Trainings- und Wettkampf- bzw. Spielplänen. Diese Dauernutzung 
umfasst neben der Inanspruchnahme des Sportplatzes bzw. der leichtathletischen Anlagen auch die 
Benutzung der zum Sportplatz gehörigen Dusch- und Umkleideeinrichtungen sowie die Bereitstellung 
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(2) Einzelnutzungen anderer Nutzungsinteressenten sind mit der Dauernutzung abzustimmen, wobei im 
Einzelfall über die Bereitstellung von Geräten bzw. die Mitbenutzung der Dusch- und 
Umkleideeinrichtungen entschieden wird. 

(3) Eine pflegliche Behandlung des Platzes, der zur Verfügung gestellten Geräte sowie der Dusch- und 
Umkleideeinrichtungen wird vom jeweiligen Nutzer erwartet. 
 

(4) Für außergewöhnliche Fälle, wie z. B. Instandsetzungsarbeiten, behält sich die Stadt das Recht der 
vorübergehenden Einschränkung der Benutzungszeiten vor. 
 

(5) Der Nutzer hat mit der notwendigen Sorgfalt darauf zu achten, dass Verunreinigungen und 
Beschädigungen vermieden werden. 
 

(6) Für die Dauer der Benutzung hat der Nutzer einen verantwortlichen Leiter zu bestellen (Lehrer, 
Übungsleiter etc.). Dieser ist der Stadt neben dem Nutzer verantwortlich. 
 

(7) Der verantwortliche Leiter hat sich von dem ordnungsgemäßen und betriebssicheren Zustand des 
Platzes, der Geräte und der Räumlichkeiten vor der Nutzung zu überzeugen und etwaige Schäden und 
Mängel sofort dem Platzwart bzw. der Stadt zu melden. Schadhafte Geräte und Einrichtungen dürfen 
nicht benutzt werden. 
 

(8) Nach ihrer Benutzung sind alle Geräte ordnungsgemäß und an den für sie bestimmten Platz 
zurückzustellen. 
 

(9) Der Platzwart übt das Hausrecht aus. Seinen Anweisungen ist Folge zu leisten. Das Hausrecht wird 
außerhalb der Dienstzeit des Platzwartes auf den jeweiligen Nutzer übertragen. 
 

(10) Bei Verstößen gegen Verhaltensregeln, die für die Nutzer in dieser Benutzungsordnung festgeschrieben 
sind, behält sich die Stadt eine Einschränkung bzw. den Widerruf der Benutzungserlaubnis vor. 

§5  
Haftung 

 
(1) Die Stadt Herzogenrath haftet nicht für selbstverschuldete Schäden irgendwelcher Art, die dem Nutzer 

oder sonstigen Teilnehmern an der Veranstaltung bzw. Besuchern oder Zuschauern entstehen. Der 
Nutzer stellt die Stadt von allen Haftpflichtansprüchen Dritter frei. Dies gilt auch für solche Ansprüche, 
die sich aus einer Verletzung der allgemeinen Verkehrssicherungspflicht ergeben. 
 

(2) Der Nutzer haftet für alle Schäden, die auf die Nutzung durch ihn zurückzuführen sind. 
 

(3) Für beschädigte oder abhanden gekommene Kleidungsstücke oder Wertgegenstände übernimmt die 
Stadt keine Haftung. 

§6  
Bespielbarkeit 

 
(1) Das Training der Fußballvereine hat grundsätzlich auf den Tennenplätzen und Kunstrasenplätzen zu 

erfolgen. Training auf Rasenplätzen darf nur durch Jugendmannschaften (außer A-, B- und C-Jugend) 
erfolgen, sofern nicht im Einzelfall aufgrund der Witterungsverhältnisse eine Schädigung des Rasens 
erwartet werden muss. 
Von dieser Regelung ist der Sportplatz Comeniusstraße ausgenommen. 
 

(2) Grundsätzlich wird die Entscheidung über die Bespielbarkeit städtischer Sportplätze während der 
Dienstzeit durch den Bereich 2.2 getroffen. 
 

(3) Sofern nach Dienstschluss eine Änderung der Witterungsverhältnisse eintritt, die eine Nutzung der 
Sportplätze in Frage stellt, wird diese Entscheidung durch den städtischen Gärtner- Bereitschaftsdienst, 
den zuständigen Platzwart und einem Vertreter des Vereins getroffen. Der in Bereitschaft befindliche 
Gärtner hat hierbei die Dienstanweisung für den Bereitschaftsdienst über die Entscheidung der 
Bespielbarkeit städtischer Sportplätze zu beachten. 

 
 
 



Amtliches Mitteilungsblatt der Stadt Herzogenrath - Amtsblatt – Nummer: 18  

 

 
3

§7  
In-Kraft-Treten 

 
Diese Benutzungsordnung tritt aufgrund des Beschlusses des Stadtrates vom 13.12.2011 mit Wirkung vom 
01.01.2012 in Kraft. In der geänderten Fassung vom  22.11.2011. 
 

Bekanntmachungsanordnung  
 
Die vorstehende Benutzungsordnung für die Sportplätze im Stadtgebiet Herzogenrath vom 13.12.2011 wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Es wird nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der zur Zeit 
gültigen Fassung darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW 
beim Zustandekommen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 
 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Herzogenrath vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 

Herzogenrath, den 13.12.2011 
Christoph von den Driesch 
(Bürgermeister) 
 
 

Bekanntmachung Nr. 042/2011 
 

Satzung vom 13.12.2011 über die Änderung der Satzung der Stadt Herzogenrath über die 
Inanspruchnahme von Angeboten in der Kindertagespflege und die Erhebung von Elternbeiträgen im 
Rahmen der Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrichtungen und in Kindertagespflege 
vom 28.10.2008 -Kinderfördersatzung (Kfs)- in der Fassung der Änderungssatzung vom 18.10.2011 
 

Präambel 
 
Der Landesgesetzgeber hat in dem Gesetz zur frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz 
–KiBiz-) die Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege unter den Aspekten 
Erziehung, Bildung, Vereinbarkeit von Familie und Beruf und qualitativer Gleichwertigkeit der 
Betreuungsangebote landesrechtlich zusammengefasst. 
 
Die Jugendämter der Städte Alsdorf, Eschweiler, Herzogenrath, Stolberg und Würselen haben das gemeinsame 
Ziel, die Förderung von Kindern in Kindertageseinrichtungen und in Kindertagespflege nach einheitlichen 
Maßstäben abzuwickeln. Dies dient der Rechtssicherheit, Transparenz und Akzeptanz durch die Familien in der 
Städteregion Aachen.  
 
Vor diesem Hintergrund und aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO-NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW. S. 666/SGV. NRW. S. 2023), zuletzt 
geändert durch Gesetze vom 24.05.2011 (GV. NRW. S. 271) i.V.m. §§ 23, 24, 90 SGB VIII des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch, neugefasst durch Bekanntmachung vom 14.12.2006 (BGBl. I S. 3134), zuletzt geändert durch 
Art. 3 a des Gesetzes vom 24.03.2011 (BGBl. I S. 453), sowie der §§ 4, 17 und 23 des Gesetzes zur frühen 
Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz –KiBiz-) vom 30.10.2007 (GV. NRW. S. 462), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 25.07.2011 (GV. NRW. S. 385) hat der Rat der Stadt Herzogenrath nachfolgende 
Änderungssatzung beschlossen.  
 

§ 1 
 

Änderung der Kinderfördersatzung -(Kfs)- 
 
Die Satzung der Stadt Herzogenrath über die Inanspruchnahme von Angeboten in der Kindertagespflege und die 
Erhebung von Elternbeiträgen im Rahmen der Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrichtungen und 
in Kindertagespflege vom 28.10.2008 -Kinderfördersatzung -(Kfs)- in der Fassung der Änderungssatzung vom 
18.10.2011 wird wie folgt geändert: 
 
1.  In § 17 Abs. 3 Satz 1 wird nach dem Wort Absatz die Zahl 1 durch die Zahl 2 ersetzt.  
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§ 2 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.08.2011 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung  
 
Die vorstehende Satzung vom 13.12.2011 über die Änderung der Satzung der Stadt Herzogenrath über die 
Inanspruchnahme von Angeboten in der Kindertagespflege und die Erhebung von Elternbeiträgen im Rahmen der 
Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrichtungen und in Kindertagespflege vom 28.10.2008 -
Kinderfördersatzung (Kfs)- in der Fassung der Änderungssatzung vom 18.10.2011 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
Es wird nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der zur Zeit 
gültigen Fassung darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW 
beim Zustandekommen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Herzogenrath vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Herzogenrath, den 13.12.2011 
Christoph von den Driesch 
(Bürgermeister) 
 
 
 

Bekanntmachung Nr. 043/2011 
 

Neufassung der Satzung über die Erhebung der Hundesteuer (Hundesteuersatzung) in der Stadt 
Herzogenrath vom 13.12.2011 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666/SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.05.2011 (GV. 
NRW. S. 271), und der §§ 3 und 20 Abs. 2 Buchst. b des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712/SGV.NRW. 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
30.06.2009 (GV. NRW. S. 394), hat der Rat der Stadt Herzogenrath in seiner Sitzung vom 13.12.2011 folgende 
Hundesteuersatzung beschlossen: 
 

§ 1 
Steuergegenstand, Steuerpflicht, Haftung 

 
(1) Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden im Stadtgebiet Herzogenrath. 
 
(2) Steuerpflichtig ist der Hundehalter. Hundehalter ist, wer einen Hund im eigenen Interesse oder im 

Interesse seiner Haushaltsangehörigen in seinem Haushalt aufgenommen hat. Alle in einen Haushalt 
aufgenommenen Hunde gelten als von ihren Haltern gemeinsam gehalten. Ein zugelaufener Hund gilt als 
aufgenommen, wenn er nicht innerhalb von zwei Wochen beim Fachbereich Bürgerdienste der Stadt 
gemeldet und bei einer von diesem bestimmten Stelle abgegeben wird. Halten mehrere Personen 
gemeinsam einen oder mehrere Hunde, so sind sie Gesamtschuldner. 

 
(3) Als Hundehalter gilt auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder auf Probe oder 

zum Anlernen hält, wenn er nicht nachweisen kann, dass der Hund in einer Gemeinde der Bundesrepublik 
bereits versteuert wird oder von der Steuer befreit ist. Die Steuerpflicht tritt in jedem Fall ein, wenn die 
Pflege, Verwahrung oder die Haltung auf Probe oder zum Anlernen den Zeitraum von zwei Monaten 
überschreitet. 

 
(4) Neben dem Hundehalter haftet der Eigentümer des Hundes für die Steuer als Gesamtschuldner. 

 
§ 2 

Steuermaßstab und Steuersatz 
 
(1) Die Steuer richtet sich nach der Anzahl und der Art der gehaltenen Hunde. Sie beträgt jährlich, wenn von 

einem Hundehalter oder von mehreren Personen gemeinsam 
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a)  ein Hund gehalten wird 84,00 Euro , 
 
b)  zwei Hunde gehalten werden 96,00 Euro je Hund, 
 
c)  drei oder mehr Hunde gehalten werden 108,00 Euro je Hund. 

 
Hunde, für die Steuerbefreiung nach § 3 gewährt wird, werden bei der Berechnung der Anzahl der 
Hunde nicht berücksichtigt; Hunde, für die eine Steuerermäßigung nach § 4 gewährt wird, werden 
mitgezählt. 

 
(2) Abweichend von Abs. 1 beträgt die Steuer jährlich für das Halten gefährlicher Hunde oder Hunde 

bestimmter Rassen ab einem Alter von 6 Monaten, wenn 
 

a) ein solcher Hund gehalten wird 672,00 Euro , 
 
b) zwei oder mehr solcher Hunde gehalten werden 840,00 Euro je Hund. 

 

Bis zur Vollendung des 6. Lebensmonats gilt der Steuersatz nach Abs. 1. 
 
(3) Gefährliche Hunde sind 
 

a) solche Hunde, bei denen die Gefährlichkeit nach § 3 Abs. 3 Landeshundegesetz festgestellt worden 
ist, 

 
b) entsprechend § 3 Abs. 2 Landeshundegesetz Hunde der Rassen Pitbull Terrier, American 

Staffordshire Terrier, Staffordshire Bullterrier und Bullterrier und deren Kreuzungen untereinander 
sowie deren Kreuzungen mit anderen Hunden. 

 
(4) Hunde bestimmter Rassen sind entsprechend § 10 Abs. 1 Landeshundegesetz Hunde der Rassen Alano, 

American Bulldog, Bullmastiff, Mastiff, Mastino Espanol, Mastino Napoletano, Fila Brasileiro, Dogo 
Argentino, Rottweiler, Tosa Inu und deren Kreuzungen untereinander sowie deren Kreuzungen mit 
anderen Hunden. 
 

(5) Die Zuordnung der Hunderassen in Abs. 3 und 4 richtet sich nach der Klassifizierung in der jeweils 
gültigen Fassung des Landeshundegesetzes. 

 
(6) Soweit für Hunde nach Abs. 4 eine Befreiung nach § 5 Abs. 3 Landeshundegesetz zugelassen wird, kann 

auf Antrag ab dem ersten auf den Zugang des Bewilligungsbescheides der Ordnungsbehörde folgenden 
Monat die Festsetzung der Steuer mit dem Steuersatz nach Abs. 1 erfolgen. 

 
(7) Für Hunde nach Abs. 3 und 4 finden § 3 Abs. 2 und § 4 keine Anwendung.  
 

§ 3 

Steuerbefreiung 
 
(1) Personen, die sich nicht länger als zwei Monate in der Stadt aufhalten, sind für diejenigen Hunde 

steuerfrei, die sie bei ihrer Ankunft besitzen, wenn sie nachweisen können, dass die Hunde in einer 
anderen Gemeinde der Bundesrepublik versteuert werden oder von der Steuer befreit sind. 

 
(2) Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für 

 
a) Gebrauchshunde von Forstbeamten und Angestellten im Privatforstdienst, von Berufsjägern, von 

beauftragten Feld- und Forstaufsehern und von den bestätigten Jagdaufsehern; 
 

b) Hunde, die ausschließlich dem Schutz und der Hilfe Blinder, Tauber oder sonst hilfloser Personen 
dienen; sonst hilflose Personen sind solche Personen, die einen Schwerbehindertenausweis mit 
einem Grad der Behinderung von 100 und / oder mit den Merkzeichen „B“, „Bl“, „aG“, „Gl“ oder „H“ 
besitzen; 

 
c) Gebrauchshunde, die ausschließlich zur Bewachung von nicht gewerblich gehaltenen Schafherden 

verwandt werden; 
 

d) Hunde, die nachweislich und ohne Entgeltabsicht zu Therapie- oder Rettungszwecken eingesetzt 
werden und die dafür erforderlichen Prüfungen mit Erfolg abgelegt haben; die Ablegung der Prüfung 
ist durch die Vorlage eines Prüfungszeugnisses nachzuweisen und der aktive Einsatz des Hundes 
durch eine Bescheinigung der einsetzenden Stelle zu belegen; 
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Die Befreiung zu Buchst. a) bis d) gilt bei mehreren gehaltenen Hunden nur für einen Hund und ist jährlich 
neu zu beantragen. 

 
e) Hunde, die nachweislich unmittelbar aus dem Tierheim Aachen aufgenommen werden, für die ersten 

24 Monate nach der erstmaligen Aufnahme in den Haushalt. 
 

§ 4 
Allgemeine Steuerermäßigung 

 
Die Steuer ist auf Antrag auf ein Viertel des Steuersatzes nach § 2 zu ermäßigen für 
 

a) Hunde, die zur Bewachung von landwirtschaftlichen Anwesen erforderlich sind, welche von dem 
nächsten im Zusammenhang bebauten Ortsteil mehr als 400 m entfernt liegen; 

 
Die Ermäßigung gilt bei mehreren gehaltenen Hunden nur für einen Hund. 

 
b) Hunde, die von Personen gehalten werden, die Hilfe zum Lebensunterhalt (§§ 27-40 SGB-XII), 

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (§§ 41-46 SGB-XII) oder Arbeitslosengeld II (§§ 
19-27 SGB-II) erhalten und von solchen Personen, die diesen einkommensmäßig gleichstehen. 

 
Die Ermäßigung entfällt, wenn mehr als ein Hund gehalten wird. 

 
§ 5 

Allgemeine Voraussetzungen für Steuerbefreiung und Steuerermäßigung 
 
(1) Eine Steuerbefreiung nach § 3 bzw. eine Steuerermäßigung nach § 4 wird nur gewährt, wenn der Hund, 

für den Steuervergünstigung in Anspruch genommen wird, für den angegebenen Verwendungszweck 
hinlänglich geeignet ist. Die Eignung ist nach erfolgreich abgeschlossener Prüfung durch die Vorlage eines 
entsprechenden Prüfungszeugnisses nachzuweisen und der aktive Einsatz des Hundes durch eine 
Bescheinigung der einsetzenden Stelle zu belegen. 

 
(2) Der Antrag auf Steuerbefreiung oder -ermäßigung ist spätestens zwei Wochen vor Beginn des Monats, in 

dem die Steuervergünstigung wirksam werden soll, schriftlich bei der Stadt zu stellen. Bei verspätetem 
Antrag wird die Steuer für den nach Eingang des Antrags beginnenden Kalendermonat auch dann nach 
den Steuersätzen des § 2 erhoben, wenn die Voraussetzungen für die beantragte Steuervergünstigung 
vorliegen. 

 
(3) Über die Steuerbefreiung oder -ermäßigung wird eine Bescheinigung ausgestellt. Diese gilt nur für die 

Halter, für die sie beantragt und bewilligt worden ist. 
 
(4) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung oder -ermäßigung weg, so ist dies innerhalb von 

zwei Wochen nach dem Wegfall der Stadt schriftlich anzuzeigen. 
 

§ 6 
Beginn und Ende der Steuerpflicht 

 
(1) Die Steuerpflicht beginnt mit dem 1. des Monats, in dem der Hund aufgenommen worden ist. Bei Hunden, 

die dem Halter durch Geburt von einer von ihm gehaltenen Hündin zuwachsen, beginnt die Steuerpflicht 
mit dem 1. des Monats, in dem der Hund drei Monate alt geworden ist. In den Fällen des § 1 Abs. 3 Satz 2 
beginnt die Steuerpflicht mit dem 1. des Monats, in dem der Zeitraum von zwei Monaten überschritten 
worden ist. 

 
(2) Die Steuerpflicht endet mit dem Ablauf des Monats, in dem der Hund veräußert oder sonst abgeschafft 

wird, abhanden kommt oder eingeht. 
 
(3) Bei Zuzug eines Hundehalters aus einer anderen Gemeinde beginnt die Steuerpflicht mit dem 1. des auf 

den Zuzug folgenden Monats. Bei Wegzug eines Hundehalters aus der Stadt endet die Steuerpflicht mit 
Ablauf des Monats, in den der Wegzug fällt. 

 
§ 7 

Festsetzung und Fälligkeit der Steuer 
 
(1) Die Steuer wird für ein Kalenderjahr oder - wenn die Steuerpflicht erst während des Kalenderjahres 

beginnt - für den Rest des Kalenderjahres festgesetzt. 
 
(2) Die Steuer wird am 01.07. jeden Jahres mit dem Gesamtbetrag fällig. Sie kann für das ganze Jahr im 

Voraus entrichtet werden. Geht der Festsetzungsbescheid nach dem 01.07. zu, so ist die gesamte 
festgesetzte Steuer einen Monat nach dem Zugehen fällig. Bis zum Zugehen eines neuen 
Festsetzungsbescheides ist die Jahressteuer über das Kalenderjahr hinaus zum Fälligkeitstermin 01.07. 
weiter zu entrichten. Endet die Steuerpflicht während des Kalenderjahres, so ist die zuviel gezahlte Steuer 
zu erstatten. 
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(3) Wer einen bereits in einer Gemeinde der Bundesrepublik versteuerten Hund erwirbt oder mit einem 
solchen Hund zuzieht oder wer an Stelle eines abgeschafften, abhanden gekommenen oder 
eingegangenen Hundes einen neuen Hund erwirbt, kann die Anrechnung der nachweislich bereits 
entrichteten, nicht erstatteten Steuer auf die für den gleichen Zeitraum zu entrichtende Steuer verlangen. 

 
§ 8 

Sicherung und Überwachung der Steuer 
 
(1) Der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund innerhalb von zwei Wochen nach der Aufnahme oder - wenn 

der Hund ihm durch Geburt von einer von ihm gehaltenen Hündin zugewachsen ist - innerhalb von zwei 
Wochen, nachdem der Hund drei Monate alt geworden ist, bei der Stadt schriftlich unter Angabe der 
Hunderasse anzumelden. Der Rassenachweis ist durch Vorlage geeigneter Unterlagen (Kopie des 
Impfausweises, Kaufvertrages, Abgabevertrages, Bescheinigung des Tierarztes etc.) zu erbringen. In den 
Fällen des § 1 Abs. 3 Satz 2 muss die Anmeldung innerhalb von zwei Wochen nach dem Tage, an dem 
der Zeitraum von zwei Monaten überschritten ist, und in den Fällen des § 6 Abs. 3 Satz 1 innerhalb der 
ersten zwei Wochen des auf den Zuzug folgenden Monats erfolgen. 

 
(2) Der Hundehalter hat den Hund innerhalb von zwei Wochen, nachdem er ihn veräußert oder sonst 

abgeschafft hat, nachdem der Hund abhanden gekommen oder eingegangen ist oder nachdem der Halter 
aus der Stadt weggezogen ist, schriftlich bei der Stadt abzumelden. Bei schmerzloser Tötung ist eine 
Bescheinigung des Tierarztes beizufügen. Mit der Abmeldung des Hundes ist die noch vorhandene 
Hundesteuermarke an die Stadt zurückzugeben. Im Falle der Abgabe des Hundes an eine andere Person 
sind bei der Abmeldung der Name und die Anschrift dieser Person anzugeben. Im Falle des Wegzuges 
des Hundehalters aus dem Stadtgebiet ist die neue Adresse anzugeben. 

 
(3) Die Stadt übersendet mit dem Steuerbescheid oder mit der Bescheinigung über die Steuerbefreiung für 

jeden Hund eine Hundesteuermarke. Der Hundehalter darf Hunde außerhalb seiner Wohnung oder seines 
umfriedeten Grundbesitzes nur mit der sichtbar befestigten gültigen Steuermarke umherlaufen lassen. Der 
Hundehalter ist verpflichtet, den Beauftragten der Stadt die gültige Steuermarke auf Verlangen 
vorzuzeigen. Bis zur Übersendung einer neuen Steuermarke ist die bisherige Steuermarke zu befestigen 
oder vorzuzeigen. Andere Gegenstände, die der Steuermarke ähnlich sehen, dürfen dem Hund nicht 
angelegt werden. Bei Verlust der gültigen Steuermarke wird dem Hundehalter auf Antrag eine neue 
Steuermarke gegen Ersatz der Kosten ausgehändigt. 

 
(4) Grundstückseigentümer, Haushaltungsvorstände und deren Stellvertreter sind verpflichtet, den 

Beauftragten der Stadt auf Nachfrage über die auf dem Grundstück, im Haushalt oder Betrieb gehaltenen 
Hunde und deren Halter wahrheitsgemäß Auskunft zu erteilen (§ 12 Abs. 1 Nr. 3 a KAG NRW in 
Verbindung mit § 93 AO). Zur wahrheitsgemäßen Auskunftserteilung ist auch der Hundehalter verpflichtet. 

 
(5) Bei Durchführung von Hundebestandsaufnahmen sind die Grundstückseigentümer, 

Haushaltungsvorstände sowie deren Stellvertreter zur wahrheitsgemäßen Ausfüllung der ihnen vom 
Steueramt übersandten Nachweisungen innerhalb der vorgeschriebenen Frist verpflichtet (§ 12 Abs. 1 Nr. 
3 a KAG NRW in Verbindung mit § 93 AO). Durch das Ausfüllen der Nachweisungen wird die 
Verpflichtung zur An- und Abmeldung nach den Absätzen 1 und 2 nicht berührt. 

 
(6) Die Stadt kann auch private Unternehmen mit der Durchführung von Hundebestandsaufnahmen 

beauftragen. Grundstückseigentümer, Haushaltungsvorstände sowie deren Stellvertreter sind dann 
verpflichtet, den Mitarbeitern des beauftragten privaten Unternehmens wahrheitsgemäß Auskunft zu 
erteilen über die auf dem Grundstück, im Haushalt oder Betrieb gehaltenen Hunde und deren Halter. 

 
§ 9 

Ordnungswidrigkeiten 
 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 20 Abs. 2 Buchstabe b) des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712), in der derzeit gültigen Fassung, 
handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 

 
a) als Hundehalter entgegen § 5 Abs. 4 den Wegfall der Voraussetzungen für eine Steuervergünstigung 

nicht rechtzeitig anzeigt, 
 

b) als Hundehalter entgegen § 8 Abs. 1 einen Hund nicht, nicht rechtzeitig, ohne Angabe der 
Hunderasse oder unter Angabe einer falschen Hunderasse anmeldet, 

 
c) als Hundehalter entgegen § 8 Abs. 2 einen Hund nicht oder nicht rechtzeitig abmeldet, 

 
d) als Hundehalter entgegen § 8 Abs. 3 einen Hund außerhalb seiner Wohnung oder seines umfriedeten 

Grundbesitzes ohne sichtbar befestigte gültige Steuermarke umherlaufen lässt, die Steuermarke auf 
Verlangen des Beauftragten der Stadt nicht vorzeigt oder dem Hund andere Gegenstände, die der 
Steuermarke ähnlich sehen, anlegt, 
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e) als Grundstückseigentümer, Haushaltungsvorstand oder deren Stellvertreter sowie als Hundehalter 
entgegen § 8 Abs. 4 nicht wahrheitsgemäß Auskunft erteilt, 

 
f) als Grundstückseigentümer, Haushaltungsvorstand oder deren Stellvertreter entgegen § 8 Abs. 5 die 

vom Steueramt übersandten Nachweisungen nicht wahrheitsgemäß oder nicht fristgemäß ausfüllt, 
 

g) als Grundstückseigentümer, Haushaltungsvorstand oder deren Stellvertreter sowie als Hundehalter 
entgegen § 8 Abs. 6 nicht wahrheitsgemäß Auskunft erteilt. 

 

(2) Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße geahndet werden. 
 

(3) Die Vorschriften der §§ 17 und 20 KAG NRW über Straftaten und Ordnungswidrigkeiten in der jeweils 
geltenden Fassung sind anzuwenden. 

 
 § 10  

 In-Kraft-Treten 
 
Diese Hundesteuersatzung tritt am 01. Januar 2012 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung der 
Hundesteuer in der Stadt Herzogenrath vom 26.09.2000 außer Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die Neufassung der Satzung über die Erhebung der Hundesteuer (Hundesteuersatzung) in der Stadt Herzogen-
rath wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der zur Zeit 
gültigen Fassung darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW 
beim Zustandekommen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Herzogenrath, den 13.12.2011 
gez. Christoph von den Driesch 
(Bürgermeister) 
 
 
 

Amtliche Bekanntmachung Nr. 044/2011 
 

 Neufassung der Satzung über die Erhebung von Vergnügungssteuer in der Stadt Herzogenrath 
(Vergnügungssteuersatzung) vom 13.12.2011 

 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666/SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.05.2011 (GV. 
NRW. S. 271), und der §§ 1 bis 3 und § 20 Abs. 2 Buchst. b des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712/SGV. NRW. 610), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 30.06.2009 (GV. NRW. S. 394), hat der Rat der Stadt Herzogenrath in seiner Sitzung vom 
13.12.2011 folgende Vergnügungssteuersatzung beschlossen: 
 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 
Steuergegenstand 

 
Der Besteuerung unterliegen die im Gebiet der Stadt Herzogenrath veranstalteten nachfolgenden Vergnügungen 
(Veranstaltungen): 
 
1. Tanzveranstaltungen gewerblicher Art; 
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2. Striptease-Vorführungen und Darbietungen ähnlicher Art; 
 
3. Vorführungen von pornographischen und ähnlichen Filmen oder Bildern – auch in Kabinen –; 
 
4. Sex- und Erotikmessen; 
 
5.  Ausspielungen von Geld oder Gegenständen in Spielklubs, Spielkasinos und ähnlichen Einrichtungen; 
 
6. das Halten von Spiel-, Musik-, Geschicklichkeits- , Unterhaltungs- oder ähnlichen Apparaten in 

 
a)  Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen, 
 
b)  Gastwirtschaften, Beherbergungsbetrieben, Vereins-, Kantinen- oder ähnlichen Räumen sowie an 

anderen für jeden zugänglichen Orten. 
 
Als Spielapparate gelten insbesondere auch Personalcomputer, die zum individuellen Spielen oder zum 
gemeinsamen Spielen in Netzwerken oder über das Internet verwendet werden können. 

 
§ 2 

Steuerfreie Veranstaltungen 
 

Steuerfrei sind 
 
1. Familienfeiern, Betriebsfeiern und nicht gewerbsmäßige Veranstaltungen von Vereinen; 
 
2. Veranstaltungen von Gewerkschaften, politischen Parteien und Organisationen sowie von 

Religionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts oder ihrer Organe; 
 
3. Veranstaltungen, deren Überschuss ausschließlich und unmittelbar zu mildtätigen oder gemeinnützigen 

Zwecken im Sinne der §§ 52, 53 AO verwendet wird, wenn der Zweck bei der Anmeldung nach § 8 
angegeben worden ist und der verwendete Betrag mindestens die Höhe der Steuer erreicht; 

 
4. das Halten von Apparaten nach § 1 Nr. 6 im Rahmen von Volksbelustigungen, Jahrmärkten, Kirmessen und 

ähnlichen Veranstaltungen. 
 

§ 3 
Steuerschuldner 

 
Steuerschuldner ist der Unternehmer der Veranstaltung (Veranstalter). In den Fällen des § 1 Nr. 6 ist der Halter 
der Apparate (Aufsteller) Veranstalter. 
 
 

II. Bemessungsgrundlage und Steuersätze 
 

§ 4 
Besteuerung nach Eintrittsgeldern 

 
(1) Wird für eine Veranstaltung ein Eintrittsgeld erhoben, so ist der Veranstalter verpflichtet, Eintrittskarten oder 

sonstige Ausweise, die im Sinne dieser Satzung als Eintrittskarten gelten, auszugeben. Diese müssen die 
Höhe des Eintrittsgeldes beziffern. Bei der Anmeldung der Veranstaltung (§ 8) hat der Veranstalter die 
Eintrittskarten oder sonstigen Ausweise, die zu der Veranstaltung ausgegeben werden sollen, der Stadt 
Herzogenrath zur Genehmigung vorzulegen. 

 
(2) Der Veranstalter ist verpflichtet, auf die Eintrittspreise sowie gegebenenfalls auf Art und Wert der Zugaben 

nach Abs. 5 am Eingang zu den Veranstaltungsräumen und an der Kasse in geeigneter Weise an für die 
Besucher leicht sichtbarer Stelle hinzuweisen. 

 
(3) Über die ausgegebenen Eintrittskarten oder sonstigen Ausweise hat der Veranstalter für jede Veranstaltung 

einen Nachweis zu führen. Dieser ist sechs Monate lang aufzubewahren und der Stadt Herzogenrath auf 
Verlangen vorzulegen. 

 
(4) Zur Abrechnung der Veranstaltung sind die nicht verwendeten Eintrittskarten sowie andere erforderliche 

Nachweise der Stadt Herzogenrath binnen 7 Werktagen nach der Veranstaltung, bei regelmäßig 
wiederkehrenden Veranstaltungen monatlich bis zum 7. Werktag des nachfolgenden Kalendermonats 
vorzulegen. 

 
(5) Die Steuer wird nach dem auf der Karte angegebenen Preis und der Zahl der ausgegebenen Eintrittskarten 

berechnet. Sie ist nach dem Entgelt zu berechnen, wenn dieses höher ist als der auf der Eintrittskarte 
angegebene Preis. Entgelt ist die gesamte Vergütung, die vor, während oder nach der Veranstaltung für die 
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Teilnahme erhoben wird. In einem Teilnahmeentgelt enthaltene Beträge für Speisen und Getränke oder 
sonstige Zugaben bleiben bei der Steuerberechnung außer Ansatz. Sofern der Wert der den Teilnehmern 
gewährten Zugaben nicht exakt ermittelt werden kann, legt die Stadt den Abzugsbetrag nach Satz 4 unter 
Würdigung aller Umstände pauschal fest. 

 
(6) Der Steuersatz beträgt 22,0 v.H. des Eintrittspreises oder Entgelts. Die Stadt Herzogenrath kann den 

Veranstalter vom Nachweis der Anzahl der ausgegebenen Eintrittskarten und ihrer Preise befreien und den 
Steuerbetrag mit ihm vereinbaren, wenn dieser Nachweis im Einzelfall besonders schwierig ist. 

 

§ 5 
Besteuerung nach dem Spielumsatz 

 
(1) Für Spielklubs, Spielkasinos und ähnliche Einrichtungen erfolgt die Besteuerung nach dem Spielumsatz. 

Spielumsatz ist der Gesamtbetrag der eingesetzten Spielbeträge abzüglich Ausschüttungsbetrag. 
 
(2) Der Spielumsatz ist der Stadt Herzogenrath spätestens 7 Werktage nach der Veranstaltung zu erklären. Bei 

regelmäßig wiederkehrenden Veranstaltungen sind die Erklärungen monatlich bis zum 7. Werktag des 
nachfolgenden Monats abzugeben.  

 
(3) Der Steuersatz beträgt 12 v. H. Die Stadt Herzogenrath kann den Veranstalter von dem Einzelnachweis der 

Höhe des Spielumsatzes befreien und den Steuerbetrag mit ihm vereinbaren, wenn dieser Nachweis im 
Einzelfall besonders schwierig ist. 

 

§ 6 
Nach der Größe des benutzten Raumes 

 
(1) Für die Veranstaltungen nach § 1 Nrn. 1 – 2 ist die Steuer nach der Größe des benutzten Raumes zu 

erheben, wenn kein Eintrittsgeld erhoben wird. Die Größe des Raumes berechnet sich nach dem 
Flächeninhalt der für die Veranstaltung und die Teilnehmer bestimmten Räume einschließlich des 
Schankraumes, aber ausschließlich der Küche, Toiletten und ähnlicher Nebenräume. Entsprechendes gilt für 
Veranstaltungen im Freien. 

 
(2) Die Steuer beträgt je Veranstaltungstag und angefangene zehn Quadratmeter Veranstaltungsfläche in 

geschlossenen Räumen 1,00 Euro. Bei Veranstaltungen im Freien beträgt die Steuer 0,60 Euro je 
Veranstaltungstag und angefangene zehn Quadratmeter Veranstaltungsfläche. Endet eine Veranstaltung erst 
am Folgetag, wird ein Veranstaltungstag für die Berechnung zu Grunde gelegt. Die Stadt Herzogenrath kann 
den Steuerbetrag mit dem Veranstalter vereinbaren, wenn die Ermittlung der Veranstaltungsfläche 
besonders schwierig ist. 

 

§ 7 
Nach dem Einspielergebnis bzw. der Anzahl der Apparate 

 

(1) Die Steuer für das Halten von Spiel-, Musik-, Geschicklichkeits-, Unterhaltungs- oder ähnlichen Apparaten 
bemisst sich bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit nach dem Einspielergebnis, bei Apparaten ohne 
Gewinnmöglichkeit nach deren Anzahl. Einspielergebnis ist der Betrag der elektronisch gezählten Brutto-
Kasse. Dieser errechnet sich aus der elektronisch gezählten Kasse zzgl. Röhrenentnahme (sog. Fehlbetrag), 
abzüglich Röhrenauffüllung, Falschgeld, Prüftestgeld und Fehlgeld. 
 

(2) Besitzt ein Apparat mehrere Spieleinrichtungen, so gilt jede dieser Einrichtungen als ein Apparat. Apparate 
mit mehr als einer Spieleinrichtung sind solche, an denen gleichzeitig zwei oder mehr Spielvorgänge 
ausgelöst werden können. 

 
(3) Tritt im Laufe eines Kalendermonats an die Stelle eines Apparates ohne Gewinnmöglichkeit ein gleichartiger 

Apparat, so wird die Steuer für diesen Kalendermonat nur einmal erhoben. 
 
(4) Der Halter hat die erstmalige Aufstellung eines Apparates vor dessen Aufstellung, jede Änderung hinsichtlich 

Art und Anzahl der Apparate an einem Aufstellort bis zum 7. Werktag des folgenden Kalendermonats 
schriftlich anzuzeigen. Bei verspäteter Anzeige bezüglich der Entfernung eines Apparates gilt als Tag der 
Beendigung des Haltens der Tag des Anzeigeneingangs. Ein Apparatetausch im Sinne des Abs. 3 braucht 
nicht angezeigt zu werden. 

 
(5) Die Steuer beträgt je Apparat und angefangenem Kalendermonat bei der Aufstellung 
 

1. in Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen (§ 1 Nr. 6 a) bei 
 
Apparaten mit Gewinnmöglichkeit 12 v.H. des Einspielergebnisses 
Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit 35 Euro 

 
2. in Gastwirtschaften und sonstigen Orten (§ 1 Nr. 6 b) bei 

 
Apparaten mit Gewinnmöglichkeit 12 v.H. des Einspielergebnisses 
Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit 26 Euro 
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3. in Spielhallen, Gastwirtschaften und an sonstigen Orten (§ 1 Nr. 6 a und b) bei Apparaten, mit denen 
Gewalttätigkeiten gegen Menschen und/oder Tiere dargestellt werden oder die die Verherrlichung oder 
Verharmlosung des Krieges oder pornographische und die Würde des Menschen verletzende Praktiken 
zum Gegenstand haben, 300 Euro. 

 
III. Gemeinsame Bestimmungen 

 

§ 8 
Anmeldung und Sicherheitsleistung 

 
(1) Die Veranstaltungen nach § 1 Nrn. 1 – 5 sind spätestens zwei Wochen vor deren Beginn bei der Stadt 

Herzogenrath schriftlich anzumelden. Bei unvorbereiteten und nicht vorherzusehenden Veranstaltungen ist 
die Anmeldung an dem auf die Veranstaltung folgenden Werktage nachzuholen. Veränderungen, die sich auf 
die Höhe der Steuer auswirken, sind umgehend anzuzeigen. 

 
(2) Bei mehreren aufeinander folgenden oder regelmäßig stattfindenden Veranstaltungen nach § 1 Nrn. 1 – 3 

eines Veranstalters am selben Veranstaltungsort ist eine einmalige Anmeldung ausreichend. Im Einzelfall 
können abweichende Regelungen getroffen werden. 
 

(3) Die Stadt Herzogenrath ist berechtigt, eine Sicherheitsleistung in Höhe der voraussichtlichen Steuerschuld zu 
verlangen.  

 

§ 9 
Entstehung des Steueranspruchs 

 
Der Vergnügungssteueranspruch entsteht mit Abschluss der Veranstaltung, im Falle der Besteuerung nach § 7 
mit der Aufstellung des Apparates an den in § 1 Nr. 6 genannten Orten. 
 

§ 10 
Festsetzung und Fälligkeit 

 
(1) Die Steuer wird mit Steuerbescheid festgesetzt und ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des 

Steuerbescheides zu entrichten.  
 
(2) Die Stadt Herzogenrath ist berechtigt, bei regelmäßig wiederkehrenden Veranstaltungen die Steuer für 

einzelne Kalendervierteljahre im Voraus festzusetzen. In diesen Fällen ist die Steuer für das jeweilige 
Kalendervierteljahr zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November zu entrichten. Die Steuer kann 
auf Antrag zu je einem Zwölftel des Jahresbetrages am 15. jeden Kalendermonats entrichtet werden. 

 
(3) Bei Apparaten mit Gewinnmöglichkeit im Sinne des § 7 ist der Steuerschuldner verpflichtet, bis zum 15. Tag 

nach Ablauf eines Kalendervierteljahres der Stadt eine Steuererklärung nach amtlich vorgeschriebenem 
Vordruck einzureichen. Bei der Besteuerung nach den Einspielergebnissen sind den Steuererklärungen 
Zählwerkausdrucke für den jeweiligen Abrechnungszeitraum beizufügen, die als Angaben mindestens 
Geräteart, Gerätetyp, Gerätenummer, die fortlaufende Nummer des Zählwerkausdruckes und die für eine 
Besteuerung nach § 7 notwendigen Angaben enthalten müssen. Die Zählwerkausdrucke können als 
Originalbelege oder Kopien sowie – auf Antrag – in anderer Form vorgelegt werden. Die Stadt Herzogenrath 
kann auf die Vorlage von Zählwerkausdrucken verzichten. 

§ 11 
Verspätungszuschlag und Steuerschätzung  

 
(1) Die Festsetzung eines Verspätungszuschlages bei Nichtabgabe oder nicht fristgerechter Abgabe einer 

Steuererklärung erfolgt nach der Vorschrift des § 152 der Abgabenordnung in der jeweils geltenden Fassung. 
 
(2) Soweit die Stadt die Besteuerungsgrundlagen nicht ermitteln oder berechnen kann, hat sie sie zu schätzen. 

Es gilt § 162 Abgabenordnung in der jeweils geltenden Fassung. 
 

§ 12 
Steueraufsicht und Prüfungsvorschriften 

 
Die Stadt ist berechtigt, jederzeit zur Nachprüfung der Steuererklärungen und zur Feststellung von 
Steuertatbeständen die Veranstaltungsräume zu betreten, Geschäftsunterlagen einzusehen und die Vorlage 
aktueller Zählwerkausdrucke zu verlangen. 
 

§ 13 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 20 Abs. 2 Buchstabe b) des Kommunalabgabengesetzes für das Land 

Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 - in der aktuell geltenden Fassung - handelt, wer als 
Veranstalter vorsätzlich oder leichtfertig folgenden Vorschriften bzw. Verpflichtungen zuwiderhandelt: 
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 1. § 4 Abs. 1: Ausgabe von Eintrittskarten 
 
 2. § 4 Abs. 2: Hinweis auf die Eintrittspreise  
 

 3. § 4 Abs. 1: Vorlage der Eintrittskarten bei der Anmeldung der Veranstaltung 
 
 4. § 4 Abs. 3: Führung und Aufbewahrung des Nachweises über die ausgegebenen Eintrittskarten  
 
 5. § 4 Abs. 4: Abrechnung der Eintrittskarten 
 
 6. § 5 Abs. 2: Erklärung des Spielumsatzes 
 

 7. § 7 Abs. 4: Anzeige der erstmaligen Aufstellung eines Spielapparates sowie Änderung 
(Erhöhung) des Apparatebestandes 

 
 8. § 8 Abs. 1: Anmeldung der Veranstaltung und umgehende Anzeige von steuererhöhenden 

Änderungen 
 
 9. § 10 Abs. 3: Einreichung der Steuererklärung 
 
 10. § 10 Abs. 3: Einreichung der Zählwerkausdrucke 

 
(2) Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße geahndet werden. 

 
(3) Die Vorschriften der §§ 17 und 20 KAG NRW über Straftaten und Ordnungswidrigkeiten in der jeweils 

geltenden Fassung sind anzuwenden. 
 

§ 14  
In-Kraft-Treten 

 
Diese Vergnügungssteuersatzung tritt zum 01.01.2012 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Vergnügungssteuersatzung 
der Stadt Herzogenrath vom 10.12.2002, in der Fassung der 2. Änderungssatzung vom 23.10.2007, außer Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die Neufassung der Satzung über die Erhebung von Vergnügungssteuer in der Stadt Herzogenrath 
(Vergnügungssteuersatzung) wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der zur Zeit 
gültigen Fassung darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW 
beim Zustandekommen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Herzogenrath, den 13.12.2011 
gez. Christoph von den Driesch 
(Bürgermeister) 
 
 
 

Amtliche Bekanntmachung Nr. 045/2011 
 

1. Änderungssatzung 
 

zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der Friedhöfe der Stadt Herzogenrath 
(Gebührensatzung für die Friedhöfe) vom 01.01.2011 

 
Aufgrund von § 7 Absatz 1 i.V.m. § 41 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe f der Gemeindeordnung (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666) und der §§ 4, 5 und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712) in den zur Zeit geltenden 
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Fassungen hat der Rat der Stadt Herzogenrath in seiner Sitzung am 13.12.2011 folgende Änderung der 
Gebührensatzung für die Friedhöfe vom 01.01.2011 beschlossen: 

Artikel I 
 
Der Gebührentarif zur Gebührensatzung für die Friedhöfe der Stadt Herzogenrath vom 01.01.2011 wird wie folgt 
geändert: 
 
Lfd. Nr. 
 

Gegenstand Gebühr in 
Euro 

 
 

Bestattungen 
 

 
 

18 Sargbeisetzung für Verstorbene nach dem vollendeten 5. Lebensjahr 
 

335,00 € 

19 Sargbeisetzung in einer Grabstätte mit der Möglichkeit der 
Nutzungsrechtsverlängerung 
 

370,00 € 

20 Erste Beisetzung in einer Tiefenwahlgrabstätte mit der Möglichkeit der 
Nutzungsrechtsverlängerung 
 

475,00 € 

21 Erste Beisetzung in einer Tiefenwahlgrabstätte mit liegender 
Gedenktafel ohne Bepflanzung mit der Möglichkeit der 
Nutzungsrechtsverlängerung 

475,00 € 

   
 
 

Umbettungen und Ausgrabungen 
 

 
 

28 Einbettung eines Sarges in eine Erdgrabstätte 
 

335,00 € 

Artikel II 
 
Die vorstehende Änderung der Gebührensatzung für die Friedhöfe tritt zum 01.01.2012 in Kraft. 

 
Bekanntmachungsanordnung  

Die vorstehende 1.  Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der 
Friedhöfe der Stadt Herzogenrath (Gebührensatzung für die Friedhöfe) vom 01.01.2011 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. Es wird nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
in der zur Zeit gültigen Fassung darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
der GO NRW beim Zustandekommen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Bekanntmachung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Herzogenrath vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Herzogenrath, den 13.12.2011 
gez. Christoph von den Driesch 
(Bürgermeister) 
 
 
 
 

Amtliche Bekanntmachung Nr. 046/2011 
 

2. Änderung der Verwaltungsgebührensatzung der Stadt Herzogenrath vom 11.12.2001  
 

Artikel 1 
 

Präambel 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 24. Mai 2011 (GV 
NRW S. 271), und der §§ 1, 2, 4 und 5 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) 
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vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Juni 2009 
(GV. NRW S. 394), und des § 2 Abs. 3 des Gebührengesetzes für das Land NRW vom 23. August 1999 (GV 
NRW S. 524), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 12. Mai 2009 (GV. NRW. S. 296), hat der Rat der Stadt 
Herzogenrath in seiner Sitzung vom 13. Dezember 2011 folgende 2. Änderung der Verwaltungsgebührensatzung 
beschlossen:  
 
§ 1 Gebührentarif Ziffer 6 erhält folgende Fassung:  
  

Ziffer Beschreibung Tarif 

 6. Ersatz für verlorene oder unbrauchbar gewordene 
Hundesteuermarken 

3,00 Euro 

 
Artikel 2 

 
Die Änderungen treten am Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung im Amtsblatt in Kraft. 

 
 

Bekanntmachungsanordnung  

Die vorstehende 2. Änderung der Verwaltungsgebührensatzung der Stadt Herzogenrath vom 11.12.2011  wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) in der zur Zeit gültigen Fassung darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- 
oder Formvorschriften der GO NRW beim Zustandekommen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Herzogenrath vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Herzogenrath, den 13.12.2011 
gez. Christoph von den Driesch 
(Bürgermeister) 
 
 

Amtliche Bekanntmachung Nr. 047/2011 
 

Vergabeordnung der Stadt Herzogenrath vom 13.12.2011  
 
Der Stadtrat hat in seiner Sitzung vom 13.12.2011 die Vergabeordnung der Stadt Herzogenrath beschlossen. 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Diese Vergabeordnung gilt für die Vergabe von Aufträgen durch die Stadt Herzogenrath oder für Leistungen, die 
mit Haushaltsmitteln der Stadt Herzogenrath finanziert werden. Sie erstreckt sich auf alle Bauleistungen im Sinne 
der allgemeine Bestimmung  für die Vergabe von Bauleistungen  (VOB, Teil A bis C) und für alle Lieferungen und 
Leistungen im Sinne der allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen (VOL, Teil A und 
B) in der jeweils geltenden Fassung. 
 

 
 

§ 2 
Vorschriften für die Vergabe 

 
Für die Vergabe gelten: 
 

a) diese Vergabeordnung, 
b) die allgemeine Bestimmung  für die Vergabe von Bauleistungen  (VOB, Teil A bis C), 
c) die allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen  (VOL, Teil A und B),  
d) die besonderen und zusätzlichen Vertragsbedingungen und Vorschriften der Stadt Herzogenrath 

allgemeiner und technischer Art, 
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e) die Rechnungsprüfungsordnung der Stadt Herzogenrath in der jeweils geltenden Fassung, 
f) die jeweils geltenden preisrechtlichen Bestimmungen für öffentliche Aufträge, 
g) die §§ 305 bis 310 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
h) die Regelungen des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB – 4. Teil ) vom 15.07.2005 

( BGBl. I S. 2114 ) in der jeweils geltenden Fassung, sofern im Einzelfall die EU-Schwellenwerte ohne 
Umsatzsteuer erreicht oder überstiegen werden. 

 
§ 3 

Beachtung der Vergabevorschriften 
 
Alle Mitarbeiter/innen, die bei der Vergabe von Bauleistungen und von Lieferungen und Leistungen mitwirken, 
sind verpflichtet, sich mit den Bestimmungen gemäß § 2 dieser Vergabeordnung vertraut zu machen und danach 
zu handeln. Von der Stadt Herzogenrath beauftragte Architekten, Ingenieure und sonstige bei der Durchführung 
von Vergaben Beteiligte sind auf deren Einhaltung zu verpflichten. 
 

§ 4 
Grundsätze für die Vergabe 

 
Bei der Vergabe von Bauleistungen und von Lieferungen und Leistungen für die Stadt Herzogenrath sind 
besonders folgende Grundsätze zu beachten: 
 

a) die Interessen der Stadt Herzogenrath müssen gewahrt sein, 
b) das Prinzip der Wirtschaftlichkeit ist zu beachten, 
c) Aufträge dürfen nicht zu dem Zweck geteilt werden, festgelegte Wertgrenzen zu umgehen. Mehrere 

Aufträge gleicher Art sind möglichst zusammenzufassen, 
d) bei wiederkehrenden Leistungen ist die Gesamtauftragssumme maßgebend, die im laufenden 

Haushaltsjahr erreicht werden wird, 
e) Aufträge dürfen nur schriftlich erteilt werden. Muss ein Auftrag ausnahmsweise zunächst mündlich 

erteilt werden, so ist er unverzüglich schriftlich zu bestätigen, 
f) die Belange des Umweltschutzes sind bereits bei der Erstellung der Ausschreibungsunterlagen und 

bei der Vergabe der Lieferungen und Leistungen zu beachten, 
g) bei allen aufgeführten Wertgrenzen handelt es sich um Nettobeträge ohne Umsatzsteuer, 
h) Vergaben sind transparent und diskriminierungsfrei zu gestalten, um für einen fairen und lauteren 

Wettbewerb zu sorgen, 
i) Einzelne Vergabeentscheidungen sind fortlaufend und zeitnah zu dokumentieren und zu begründen, 
j) Kleinere und mittlere Unternehmen sind angemessen zu berücksichtigen. Dies soll durch eine 

ausreichende Streuung und Aufteilung der Leistung in möglichst viele Lose ( Teillose ) ermöglichst 
werden, soweit dies nach Art und Umfang zweckmäßig ist. Bauleistungen sind grundsätzlich nach 
Fachgebieten oder Gewerbezweigen getrennt zu vergeben (Fachlose).  

k) Im Sinne einer nachhaltigen Beschaffungspolitik sind bei der Auftragsvergabe soziale, nachhaltige 
und umweltbezogene Kriterien zu berücksichtigen, wenn sie im sachlichen Zusammenhang mit dem 
Auftragsgegenstand stehen. Näheres regelt der Bürgermeister/die Bürgermeisterin. 

 
§ 5 

Arten der Vergabe 
 

Es gelten die Bestimmungen der VOB bzw. VOL, Teil A, § 3. 
 

§ 6 
Öffentliche Ausschreibung 

 
(1) Alle Aufträge mit einem voraussichtlichen Wert von mehr als  30.000 EUR (ohne Umsatzsteuer) sind 

vorbehaltlich der Regelungen des § 7 öffentlich auszuschreiben. 

(2) Öffentliche Ausschreibungen sind durch Hinweise in den Ausgaben der “Aachener Zeitung” und der 
“Aachener Nachrichten” anzuzeigen. Die Veröffentlichung der zu erbringenden Leistungen erfolgt im 
Submissionsanzeiger, im Subreport  und ggf. im Bundesausschreibungsblatt. 

(3) Die Bekanntmachung von Vergaben nach VOB, VOL, VOF, die unter die EG-Richtlinien1  fallen, erfolgt 
neben der Bekanntmachung gem. (2) im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaft. 

 

§ 7 
Beschränkte Ausschreibung 

 
Die Durchführung einer beschränkten Ausschreibung ohne weitere Einzelbegründung bei der Vergabe von 
Leistungen ist bis zu einem Auftragswert (ohne Umsatzsteuer) von höchstens 

                                                 
1 Voraussichtlicher EU-Schwellenwerte ab 01.01.2012 
- Vergabe von Bauaufträgen 5.000.000 Euro 
- Vergabe für Lieferungen u. Dienstleistungen 200.000 Euro 
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• 300.000 EUR im Tiefbau, 
• 150.000 EUR für Rohbauarbeiten im Hochbau (Erd-, Beton- und Maurerarbeiten mit und ohne 

Putzarbeiten, 
• 75.000 EUR für Ausbaugewerke und sonstige Gewerke im Hochbau sowie für Pflanzungen und 

Straßenausstattung und 
• 30.000 Euro für Vergaben nach VOL 

zulässig. 
 
Es sind mindestens 5 Firmen zur Angebotsabgabe aufzufordern, bei Spezialgewerken mindestens 3 Firmen, 
sofern nicht besondere Auflagen gegeben sind (z. B. bei der Gewährung von staatlichen Zuweisungen).  
 
Die Möglichkeit einer beschränkten Ausschreibung oder einer freihändigen Vergabe oberhalb dieser Wertgrenzen 
bleibt bei entsprechender Begründung im Einzelfall unberührt. 
 

§ 8 
Freihändige Vergabe 

 
Alle Aufträge mit einem voraussichtlichen Wert bis  30.000 EUR (ohne Umsatzsteuer) können in der Regel 
freihändig vergeben werden. Freihändige Vergaben über 10.000 EUR sind zu begründen und bedürfen der 
Zustimmung der örtlichen Rechnungsprüfung. 
 

a) Bei freihändigen Vergaben bis zu 5.000 EUR ist durch Preisvergleiche bzw. andere geeignete 
Maßnahmen sicherzustellen, dass die für die Stadt wirtschaftlichste Lösung gefunden wird.   

b) Bei einer freihändigen Vergabe von Aufträgen über 5.000 EUR bis zu  30.000 EUR sind mindestens 5 
Vergleichsangebote einzuholen, bei Spezialgewerken mindestens 3 Vergleichsangebote. Diese 
Vergleichsangebote können im Ausnahmefall auch telefonisch eingeholt werden. Die Angebotshöhe 
ist aktenkundig zu machen. 

c) Liegt der Wert der Bauleistung (VOB) bis zu 500 EUR, kann von einem Preisvergleich abgesehen 
werden. 

d) Bei Leistungen (VOL) über 100 EUR ist ein Preisvergleich durchzuführen und aktenkundig zu 
machen. Bei Leistungen (VOL) bis zu 100 EUR kann davon abgesehen werden. 

 
§ 9 

Sonstiges 
 
(1) Alle Aufträge im Werte von mehr als 5.000 EUR sind nach Ausfertigung der Auftragsschreiben, aber vor 

Abgang, der örtlichen Rechnungsprüfung (RPA) mit allen Unterlagen zur Prüfung vorzulegen. 

(2) Von den Bestimmungen der §§ 6, 7 und 8 kann nur abgewichen werden, wenn die Eigenart der Leistung 
oder besondere Umstände eine Abweichung rechtfertigen. Die Begründung hierzu ist aktenkundig zu 
machen. Die Entscheidung trifft der Bürgermeister in Verbindung mit der örtlichen Rechnungsprüfung. 

 
§ 10 

Aufhebung einer Ausschreibung 
 

Über die Aufhebung einer Ausschreibung mit einer Auftragssumme ab  25.000 EUR entscheidet grundsätzlich der 
zuständige Ausschuss. In besonders dringenden Fällen kann eine Eilentscheidung auf der Grundlage der 
maßgeblichen Bestimmungen der GO NRW herbeigeführt werden. 
 

§ 11 
Aufstellung der Ausschreibungsunterlagen 

 
Die Ausschreibungsunterlagen sind nach den Bestimmungen der VOB/VOL aufzustellen. Dabei -  und auch 
später bei Vertragsabschluss -  ist darauf hinzuweisen, dass die Allgemeinen Bedingungen, Teil B der VOB/VOL, 
die „Allgemeinen Vertragsbedingungen“ sowie die „Zusätzlichen Besonderen Vertragsbedingungen“  Bestandteile 
des Vertrages werden.  

 
§ 12 

Verfahren bei Submissionen 
 
(1) Die Fach-/Bereiche haben die Submissionstermine rechtzeitig der örtlichen Rechnungsprüfung unter 

Beifügung der Ausschreibungsunterlagen mitzuteilen. Die Submissionstermine sind soweit wie möglich 
zusammenzufassen. Nur in Ausnahmefällen sollten an mehr als einem Wochentag Submissionen 
durchgeführt werden. 

(2) An der Submission nimmt die örtliche Rechnungsprüfung teil, der die eingereichten Angebotsunterlagen 
an Ort und Stelle übergeben werden. Die Angebotsunterlagen werden dann durch die örtliche 
Rechnungsprüfung rechnerisch überprüft und den zuständigen Fach-/Bereichen übergeben.  
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§ 13 
Vergabevorschlag 

 
Vergabevorschläge mit einer Auftragssumme ab  25.000 EUR müssen nach sachlicher, fachlicher und 
rechnerischer Prüfung der örtlichen Rechnungsprüfung vorgelegt werden. Die Vorlage hat so rechtzeitig vor der 
Sitzung des für die Vergabe zuständigen Ausschusses zu erfolgen, dass die örtliche Rechnungsprüfung 
Gelegenheit hat, eine genaue Prüfung vorzunehmen und seine Stellungnahme abzugeben.  
 

§ 14 
Vergabe von Aufträgen an Architekten, Gutachter, Sachverständige und Sonderfachleute 

 
Über Aufträge der vorgenannten Art entscheidet grundsätzlich der nach der Hauptsatzung/Zuständigkeitsordnung 
maßgebliche Fachausschuss. Der Bürgermeister wird ermächtigt, Ingenieurleistungen bis zum Höchstbetrag von  
25.000 EUR zu vergeben.  
 

§ 15 
Zahlungen 

 
(1) Zahlungen erfolgen grundsätzlich nach den Bestimmungen der VOB bzw. VOL. 

(2) Sind Skontovergünstigungen auf der Grundlage der VOB vereinbart bzw. bei der Wertung der Angebote 
berücksichtigt oder sind solche Abzüge aufgrund der Zahlungsbedingungen möglich, ist die Rechnung 
umgehend anzuweisen. 

(3) Sicherheitsleistungen werden auf der Grundlage der VOB bzw. VOL, Teile A + B gefordert. 

(4) Vorauszahlungen für Lieferungen/Leistungen sind nur zulässig, wenn ein Sicherungsübereignungsvertrag 
rechtswirksam abgeschlossen oder eine Bürgschaft gemäß den Bestimmungen in der VOB bzw. VOL, Teil 
A + B, hinterlegt wird. 

(5) Bei Projekten mit externen Fachingenieurbüros bescheinigen diese die sachliche, fachtechnische und 
rechnerische Richtigkeit. Die zuständige Organisationseinheit wird dadurch von ihrer Verantwortung nicht 
entbunden. 

§ 16 
Überschreitung der Auftragssumme 

 
Auftragsüberschreitungen sind, durchlaufend bei der örtlichen Rechnungsprüfung dem zuständigen Ausschuss 
zur Zustimmung vorzulegen, wenn bei einer Auftragssumme bis zu 100.000 EUR die Überschreitung mehr als 
5.000 EUR oder wenn bei einer Auftragssumme ab 100.000 EUR die Überschreitung mehr als 5 % der 
Auftragssumme beträgt. Sind solche Überschreitungen schon bei der Abwicklung der Maßnahme zu erkennen, ist 
der zuständige Ausschuss sofort zu informieren. 
 

§  17 
 

Diese Vergabeordnung tritt am  01.01.2012 in Kraft.  
 

Bekanntmachungsanordnung  

Die vorstehende Vergabeordnung der Stadt Herzogenrath vom 13.12.2011 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. Es wird nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der zur 
Zeit gültigen Fassung darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO 
NRW beim Zustandekommen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Herzogenrath vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Herzogenrath, den 13.12.2011 
gez. Christoph von den Driesch 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung Nr. 048/2011 
 

7. Änderung 
 

der Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von 
Straßenreinigungsgebühren(Straßenreinigungs- und Gebührensatzung)vom 01.01.2005 in der Fassung 

vom 14.12.2010 
 
Aufgrund von § 7 i.V.m. § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f.) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666 / SGV NRW 
2023), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Mai 2011 (GV. NRW. S. 271), der §§ 3 und 4 des 
Gesetzes über die Reinigung öffentlicher Straßen (StrReinG NRW) vom 18. Dezember 1975 (GV NRW S. 706 / 
SGV NRW 2061), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Juni 2009 (GV. NRW. S. 390) und der §§ 4 und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 
712 / SGV NW 610), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Juni 2009 (GV. NRW. S. 394), hat der Rat der Stadt 
Herzogenrath in seiner Sitzung am 13.12.2011 folgende Änderung der Satzung über die Straßenreinigung und 
die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren (Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) in der Fassung vom 
14.12.2010 beschlossen: 
 

Artikel 1 
 

§ 6 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
 

§ 6 
Gebührenmaßstab und Gebührensatz 

 
(4) Die Benutzungsgebühren betragen jährlich je Meter Grundstücksseite 
 

• in Reinigungsklasse S 1  1,31 Euro 
• in Reinigungsklasse S 2  1,31 Euro 
• in Reinigungsklasse S 5  0,68 Euro 
• in Reinigungsklasse S 6  5,19 Euro 

 

Artikel 2 
 
Diese 7. Änderung der Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren 
(Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) tritt am 01.01.2012 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung  
 
Die vorstehende 7. Änderungssatzung vom 13.12.2011 zur Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung 
von Straßenreinigungsgebühren (Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) vom 01.05.2005 in der Fassung 
vom 14.12.2010 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der zur Zeit 
gültigen Fassung darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW 
beim Zustandekommen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Herzogenrath vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Herzogenrath, den 13.12.2011 
gez. Christoph von den Driesch 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung Nr. 049/2011 
 

3. Änderung 
 

vom 13.12.2011 der Gebührensatzung zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Herzogenrath vom 
26.09.2006 in der Fassung vom 14.12.2010 

 
Aufgrund folgender gesetzlicher Vorschriften 
 
- §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW 1994 S. 666 ff.), zuletzt  geändert durch Gesetz vom 24. 
Mai 2011 (GV. NRW. S. 270, 271),  

 
- § 9 des Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesabfallgesetz - LAbfG) vom 21.06.1988 

(GV NRW 1988 S. 250 ff.), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 17.12.2009 (GV.NRW. S. 
863, 975), 

 
- §§ 1, 2, 4, 6 und 7 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 

21.10.1969 (GV NRW S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30.06.2009 (GV. NRW. S. 394) 
 
sowie auf der Grundlage der Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Herzogenrath und der Satzung des 
Kommunalunternehmens RegioEntsorgung, Anstalt des öffentlichen Rechts, über die Vermeidung, Verwertung 
sowie das Einsammeln und Befördern von Abfällen im Gebiet der RegioEntsorgung in den jeweils gültigen 
Fassungen hat der Rat der Stadt Herzogenrath in seiner Sitzung am 13.12.2011 folgende 3. Änderung zur 
Gebührensatzung zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Herzogenrath vom 26.09.2006 in der 
Fassung vom 14.12.2010 beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
Die Gebührensatzung zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Herzogenrath vom 26. September 2006 
in der Fassung vom 14.12.2010 wird wie folgt geändert: 
 
§ 4 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
 
(3) Für den Abtransport von zugelassenen Restabfallsäcken sind Gebühren im Kaufpreis enthalten. Der 

Kaufpreis beträgt 2,50 EUR/Stück. 
 

Artikel 2 
 

Diese 3. Änderungssatzung zur Gebührensatzung zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt 
Herzogenrath vom 26.09.2006 in der Fassung vom 14.12.2010 tritt am 01.01.2012 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung  
 
Die vorstehende 3. Änderungssatzung vom 13.12.2011 zur Gebührensatzung zur Satzung über die 
Abfallentsorgung in der Stadt Herzogenrath vom 26.09.2006 in der Fassung vom 14.12.2010 wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird nach § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der zur Zeit 
gültigen Fassung darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW 
beim Zustandekommen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Herzogenrath vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Herzogenrath, den 13.12.2011 
gez. Christoph von den Driesch 
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung Nr. 050/2011 
 
Widerspruchsrecht zur Weitergabe von Daten an Parteien, Wählergruppen und anderen Trägern von 
Wahlvorschlägen sowie im Zusammenhang mit Volksbegehren, Volksentscheiden und Bürgerentscheiden, in 
Bezug auf die Übermittlung hinsichtlich der  Änderung des Wehrpflichtgesetzes sowie zum automatisierten Abruf 
von Melderegisterauskünften über das Internet. 
 
Gemäß § 35 Abs. 6 des Meldegesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Meldegesetz NRW – MG NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 16.09.1997, zuletzt geändert durch Gesetz vom 05.04.2005 (GV.NRW. S. 
263), in der zurzeit gültigen Fassung, besteht das Recht, der Weitergabe von Daten (Vor- und Zuname, ggf. 
Doktorgrad, Anschrift) an Parteien, Wählergruppen und anderen Trägern von Wahlvorschlägen sowie im 
Zusammenhang mit Volksbegehren, Volksentscheiden und Bürgerentscheiden zu widersprechen. Zudem weise 
ich gem. § 18 Abs. 7 Satz 2 MRRG (Melderechtsrahmengesetz) darauf hin, dass Ihnen ein Widerspruchsrecht 
hinsichtlich der Datenübermittlung nach § 58 Abs. 1 WPflG (Wehrpflichtgesetz) obliegt.  Des Weiteren weise ich 
gemäß § 34 Abs. 1 b Meldegesetz NRW darauf hin, das dem automatisierten Abruf von Melderegisterauskünften 
über das Internet widersprochen werden kann.  
Der Widerspruch kann schriftlich an das Bürgerbüro der Stadt Herzogenrath, Rathausplatz 1, 52134 
Herzogenrath, gerichtet werden oder wird dort zu folgenden Öffnungszeiten schriftlich aufgenommen: 
 
Montag und Dienstag  von 07.30 Uhr bis 16.00 Uhr 
Mittwoch   von 07.30 Uhr bis 12.30 Uhr 
Donnerstag   von 07.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
Freitag    von 07.30 Uhr bis 12.00 Uhr 
Samstag   von 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr 
 
Herzogenrath, den 06.12.2011  
gez. Christoph von den Driesch 
(Bürgermeister) 
 
 
 

 
 
 

Amtliche Bekanntmachung Nr. 051/2011 
 
Nach § 117 Abs. 1 der Gemeindeordnung NRW hat die Stadt Herzogenrath zur Information der Ratsmitglieder 
und der EinwohnerInnen einen Bericht über ihre Beteiligungen an Unternehmen und Einrichtungen in der 
Rechtsform des privaten Rechts zu erstellen und jährlich fortzuschreiben. 
 
Die Stadt Herzogenrath weist darauf hin, dass der Beteiligungsbericht 2011 nach  Kenntnisnahme durch den 
Stadtrat am 13.12.2011 jetzt zur Einsichtnahme für alle EinwohnerInnen im Rathaus der Stadt Herzogenrath, 
Rathausplatz 1, Zimmer 206, während der allgemeinen Öffnungszeiten ausliegt oder im Internet unter 
www.herzogenrath.de abgerufen werden kann. 
 
Herzogenrath, den 13.12.2011 
gez. Christoph von den Driesch 
(Der Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung Nr. 052/2011 
  

Bekanntmachung 
Bebauungsplan II/60 "Honigmannstraße"  

 
Einladung zu einer Bürgerversammlung und 
Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung 

 
Die Stadt Herzogenrath hat im Rahmen einer Dringlichkeitsentscheidung gem. § 60 (2) Gemeindeordnung NRW 
am 22.12.2008 die Aufstellung des Bebauungsplanes II/60 "Honigmannstraße" beschlossen. Der 
Aufstellungsbeschluss wurde am 23.12.2008 bekannt gemacht. Die räumliche Abgrenzung des 
Geltungsbereiches ist kartografisch bestimmt und der zeichnerischen Darstellung des Plangebietes zu 
entnehmen. 
 

In seiner Sitzung am 21.04.2009 beschloss der Umwelt- und Planungsausschuss, die Öffentlichkeit gem. § 3 (1) 
BauGB frühzeitig an der Planung zu beteiligen. Darüber hinaus beschloss er in seiner Sitzung am 24.11.2011, die 
öffentliche Auslegung gem. § 4 (1) BauGB durchzuführen. 
 
Bürgerversammlung 

Es wird zu einer Bürgerversammlung eingeladen, in der die Ziele und Zwecke der Planungen dargelegt werden 
und den anwesenden Bürgerinnen und Bürgern Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung gegeben wird. 
 
Die Bürgerversammlung findet am Mittwoch, den 25.01.2012, um 20.00 Uhr im Technologiepark Herzogenrath 
(TPH), Kaiserstraße 100, Herzogenrath-Kohlscheid statt. 
 

Interessierte Bürgerinnen und Bürger werden hiermit eingeladen. 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass schriftliche Erläuterungen (keine inhaltlichen Pläne) zu der in der 
Bürgerversammlung anstehenden Planung ab dem 18.01.2012 bei der Information der Stadtverwaltung 
Herzogenrath, Rathausplatz 1, 52134 Herzogenrath von jedem interessierten Bürger abgeholt werden können. 
Diese Vorinformation soll dem besseren Verständnis der bei der Bürgerversammlung zu erläuternden Planung 
dienen. 
 

Öffentliche Auslegung 

Die Planunterlagen einschließlich der textlichen Festsetzungen und der Begründung liegen gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB in der z.Zt. gültigen Fassung in der Zeit vom 27.12.2011 bis einschließlich 03.02.2012 bei der 
Stadtverwaltung Herzogenrath, Rathausplatz 1, Zimmer 326 zur Einsicht offen. Auf Wunsch werden 
Erläuterungen zum Planentwurf gegeben.  
 
Innerhalb der vor genannten Frist können während der Dienststunden  

montags und dienstags  von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr und 
von 14.00 Uhr bis 15.30 Uhr, 

mittwochs   von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr, 
donnerstags   von 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr und 

von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr, 
freitags    von 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr 

Anregungen zur Planung schriftlich vorgebracht oder zur Niederschrift erklärt werden. 
 

Es wird darauf hingewiesen:  

• dass sich die Öffentlichkeit während der Offenlage über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die 
wesentlichen Auswirkungen der Planung unterrichten und innerhalb der vorgenannten Frist zur Planung 
äußern kann. 

• dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan 
unberücksichtigt bleiben können, sofern die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen 
müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bauleitplans nicht von Bedeutung ist.  

 
Ebenso wird darauf hingewiesen, dass ein Normenkontrollantrag nach § 47 Verwaltungs-gerichtsordnung 
(VwGO) unzulässig ist, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen 
der öffentlichen Auslegung oder im Rahmen der Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit nicht oder verspätet 
geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können. 
 
Herzogenrath, den 12.12.2011 
gez. Christoph von den Driesch  
(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung Nr. 053/2011 
 

B e k a n n t m a c h u n g  

 

Gemäß § 80 Abs. 3 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW. S.666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. 
Oktober 2011(GV. NRW. S.539), in Kraft getreten am 22. November 2011, gebe ich bekannt, dass der am 
29.11.2011 aufgestellte und am 30.11.2011 bestätigte Entwurf der Haushaltssatzung der Stadt Herzogenrath für 
das Haushaltsjahr 2012 mit den dazugehörigen Anlagen während der Dauer des Beratungsverfahrens 

 

vom 14.12.2011 bis einschließlich 20.03.2012  
(bzw. bis zur Beschlussfassung im Stadtrat) 

 
während der Dienststunden im Rathaus Herzogenrath, Rathausplatz 1, Zimmer 207, zur Einsichtnahme verfügbar 
gehalten wird.  
 
Gegen den Entwurf der Haushaltssatzung mit ihren Anlagen können EinwohnerInnen oder Abgabepflichtige dort 
in der Zeit  
 

vom 20.12.2011 bis einschließlich 09.01.2012 
 

Einwendungen erheben. 
 
Über die Einwendungen beschließt der Stadtrat in öffentlicher Sitzung. 
 
Herzogenrath, 13.12.2011 
gez. Christoph von den Driesch 
Der Bürgermeister 
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